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Die Erfolgsrechnung 2024 zeigt ein negatives Jahresergebnis von 291 Millionen. Für 2023 war noch 
ein Gewinn budgetiert worden (+339 Mio.). Die Ergebnisverschlechterung ist darauf zurückzuführen, 
dass die laufenden Einnahmen (+2,1 %) deutlich schwächer wachsen als die laufenden Ausgaben 
(+3,3 %). Weitgehend stabil bleiben dagegen die budgetierten Bewertungsänderungen des 
Verwaltungsvermögens. Die Nettoinvestitionen steigen von 8,5 auf 9,5 Milliarden. 

Im Budgetjahr 2024 reicht die Selbstfinanzierung aus der Erfolgsrechnung (= laufende Einnahmen - 
laufende Ausgaben) nicht aus, um die geplanten Nettoinvestitionen (= Investitionseinnahmen - 
Investitionsausgaben) zu finanzieren. Anders formuliert decken die Einnahmen nicht die gesamten 
Ausgaben. Für 2024 wird deshalb ein hohes Finanzierungsdefizit von 6,6 Milliarden budgetiert. Dieses 
ist auf die hohen ausserordentlichen Ausgaben zurückzuführen ist (total 6,4 Mrd.). Darunter fallen der 
Rettungsschirm für die Axpo Holding AG (4 Mrd.) und der einmalige Kapitalzuschuss an die SBB  
(1,2 Mrd.) sowie die Beiträge an die Kantone für die Schutzsuchenden aus der Ukraine (1,2 Mrd.). Die 
Vorgaben der Schuldenbremse werden eingehalten. 
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Aufgrund des erwarteten Finanzierungsdefizits werden die Nettoschulden im Voranschlag 2024 auf 
142,5 Milliarden steigen (+2,6 Mrd.) – dies unter der Annahme, dass der Rettungsschirm für die Axpo 
Holding AG (2023-2026 je 4 Mrd.) nicht beansprucht wird. 

In der Schweiz dürfte sich die Wirtschaft im Jahr 2024 vom unterdurchschnittlichen Wachstum 2023 
wieder erholen. Die Expertengruppe des Bundes erwartet für 2023 und 2024 ein reales 
Wirtschaftswachstum von 1,1 Prozent und 1,5 Prozent. Die Teuerung dürfte sich 2023 allmählich 
zurückbilden und 2024 1,5 Prozent erreichen (2023: 2,3 %). Die Risiken für die Wirtschaftsentwicklung 
sind aufgrund der international immer noch hohen Inflation und einer möglichen Energiemangellage im 
kommenden Winter 2023/2024 weiterhin erhöht.  

ZAHLEN DER RECHNUNGEN 2022 UND 2021 ANGEPASST  

Die Änderung des Finanzhaushaltgesetzes (FHG; SR 611.01) zur «Vereinfachung und Optimierung 
der Haushaltsführung» wurde am 1.1.2022 in Kraft gesetzt. Die Änderungen wurden im Voranschlag 
2023 erstmals angewandt. Die Zahlen zu den Rechnungen 2022 und 2021 wurden entsprechend 
angepasst. Ebenfalls berücksichtigt wurde die Umstellung auf das Forderungsprinzip bei der direkten 
Bundessteuer. 

  

https://www.efv.admin.ch/efv/de/home/finanzberichterstattung/bundeshaushalt_ueb/schulden.html
https://www.efv.admin.ch/efv/de/home/finanzberichterstattung/bundeshaushalt_ueb/konjunktur.html
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Jahresergebnis und Nettoinvestitionen 2024 

Herleitung des Finanzierungssaldos aus Erfolgs- und Investitionsrechnung in Mrd. CHF 

 

JAHRESERGEBNIS 

Der Voranschlag 2024 zeigt für die Erfolgsrechnung einen Verlust von 291 Millionen. Für 2023 wurde 
noch ein Gewinn budgetiert (+339 Mio.). Die laufenden Einnahmen wachsen deutlich schwächer 
(+2,1 %) als die laufenden Ausgaben (+3,3 %). Entsprechend sinkt der Finanzierungsbeitrag aus der 
Erfolgsrechnung – die Selbstfinanzierung – von 3,7 Milliarden auf 2,9 Milliarden. Weitgehend stabil 
bleiben dagegen die Bewertungsänderungen des Verwaltungsvermögens. Dabei handelt es sich 
insbesondere um Abschreibungen sowie um Buchgewinne aus den Beteiligungen. 

NETTOINVESTITIONEN 

Die Nettoinvestitionen steigen 2024 von 8,5 auf 9,5 Milliarden. Der Anstieg erklärt sich durch einen 
einmaligen Kapitalzuschuss an die SBB (1,2 Mrd.) zu deren finanziellen Stabilisierung. Ohne den 
Kapitalzuschuss sinken die Investitionen gegenüber dem Voranschlag 2023 (-0,2 Mrd.), namentlich 
weil die Ausgaben für den Strassen- und den öffentlichen Verkehr, für Darlehen an die 
Immobilienstiftung für internationale Organisationen (FIPOI) und für das Gebäudeprogramm 
zurückgehen. 

FINANZIERUNGSSALDO 

Im Voranschlagsjahr 2024 reicht die Selbstfinanzierung aus der Erfolgsrechnung (Differenz von 
laufenden Einnahmen und Ausgaben) nicht aus, um die geplanten Nettoinvestitionen (Differenz von 
Investitionseinnahmen und -ausgaben) zu finanzieren. Es wird ein Finanzierungsdefizit von 
6,6 Milliarden budgetiert. Dieses ist auf die hohen ausserordentlichen Ausgaben zurückzuführen (total 
6,4 Mrd.). Darunter fallen der Rettungsschirm für die Axpo Holding AG (4 Mrd.) und der einmalige 
Kapitalzuschuss an die SBB (1,2 Mrd.) sowie die Beiträge an die Kantone für die Schutzsuchenden 
aus der Ukraine (1,2 Mrd.).  
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Im ordentlichen Haushalt beträgt das Finanzierungsdefizit 493 Millionen. Damit wird das 
konjunkturbedingte Finanzierungsdefizit, das die Schuldenbremse zulässt (- 497 Mio.), ausgeschöpft. 
Zur Einhaltung der Schuldenbremse hat der Bundesrat im Voranschlag 2024 und den Folgejahren 
Bereinigungsmassnahmen von rund 2 Milliarden vorgenommen, darunter auch lineare Kürzungen und 
den Verzicht auf die Teuerungsanpassung bei den schwach gebundenen Ausgaben. 

GESAMTINVESTITIONEN BUND 

Der Bund tätigt knapp zwei Drittel seiner Investitionen aus der Bundesrechnung. Der andere Drittel 
stammt aus Fonds, welche über den Bundeshaushalt gespeist werden. Für eine Gesamtsicht der 
Investitionstätigkeit müssen die Investitionen der Fonds mitberücksichtigt werden.  

Im Jahr 2024 erreichen die Gesamtinvestitionen 16,4 Milliarden oder rund 18 Prozent der ordentlichen 
Bundesausgaben (ohne Rettungsschirm Elektrizitätswirtschaft 12,4 Mrd.). Davon fliessen rund 
40 Prozent in Verkehrsinfrastrukturen, teils über den Bahninfrastrukturfonds (BIF), teils über den 
Nationalstrassen- und Agglomerationsverkehrs-Fonds (NAF; Agglomerationsverkehr), teils über die 
Bundesrechnung (Einlage in den NAF für Nationalstrassenbau). Weitere Mittel werden zur Förderung 
von erneuerbaren Energien und von Energieeffizienz aus dem Netzzuschlagsfonds (NZF) eingesetzt. 
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Einnahmen 2024 

Anteile in Prozent 

Mehrwertsteuer: 27 170 Mio.  

Die Mehrwertsteuer macht 32,7 Prozent der Einnahmen aus. Damit ist sie zusammen mit der direkten 
Bundessteuer die wichtigste Einnahmequelle des Bundes. Besteuert wird der inländische Konsum. 
Dazu zählt der Bezug von inländischen Gütern und Dienstleistungen, aber auch die Importe. Die 
Exporte unterliegen nicht der Mehrwertsteuer.  

Direkte Bundessteuer: 28 662 Mio. 

Von den Einnahmen entfallen 34,5 Prozent auf die direkte Bundessteuer (DBST). Sie ist mit der 
Mehrwertsteuer die grösste Einnahme des Bundes. Die DBST wird auf den Einkommen natürlicher 
Personen und auf dem Reingewinn juristischer Personen erhoben. Einkommens- und Gewinnsteuer 
haben ungefähr dasselbe Gewicht (48 % resp. 52 % der DBST). Die Einnahmen 2024 stammen 
überwiegend aus den steuerbaren Einkommen und Gewinnen 2023. Die Einnahmen sind in der 
Vergangenheit stark gewachsen, insbesondere diejenigen aus der Gewinnsteuer. Ab dem Jahr 2026 
ist aufgrund der Umsetzung der OECD-Mindestbesteuerung mit Einnahmen aus der Ergänzungssteuer 
zu rechnen. 

Verrechnungssteuer: 6 056 Mio. 

Der Anteil der Verrechnungssteuer an den Gesamteinnahmen beträgt 7,3 Prozent. Die 
Verrechnungssteuer ist als Sicherungssteuer für die direkten Steuern konzipiert und soll sicherstellen, 
dass das Einkommen aus beweglichem Kapitalvermögen besteuert wird (insb. Dividenden und 
Zinserträge). Die Einnahmen entstehen aus der Differenz zwischen Eingängen und Rückerstattungen 
(inkl. Rückstellung für noch erwartete Rückerstattungen) und können von Jahr zu Jahr stark 
schwanken. 
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Mehrwertsteuer 27 170 Mio.

Mineralölsteuer 4 299 Mio.

Stempelabgaben 2 460 Mio.

Tabaksteuer 2 010 Mio.

Übrige Fiskaleinnahmen 7 166 Mio.

Nichtfiskalische Einnahmen 4 193 Mio.
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Direkte Bundessteuer 28 662 Mio.

Investitionseinnahmen 1 035 Mio.
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Mineralölsteuer: 4 299 Mio. 

Der Anteil der unter anderem auf Erdöl und Treibstoff erhobene Verbrauchssteuer beträgt 2024 
5,2 Prozent an den Einnahmen. Insgesamt sind rund drei Viertel der Einnahmen zweckgebunden für 
den Strassen- und Luftverkehr (60 % der Grundsteuer und der gesamte Zuschlag). Seit 2008 sinken 
die Einnahmen in der Tendenz. Einerseits werden die Fahrzeugmotoren effizienter, andererseits 
nehmen die Elektrofahrzeuge zu. 

Stempelabgaben: 2 460 Mio. 

Die Stempelabgaben belaufen sich auf 3,0 Prozent der Einnahmen. Die Umsatzabgabe, welche über 
die Hälfte der Stempelabgaben ausmacht, wird auf Käufen und Verkäufen von in- und ausländischen 
Wertpapieren erhoben. Der Ertrag aus der Umsatzabgabe hängt hauptsächlich vom Volumen des 
steuerpflichtigen Wertpapierumsatzes der inländischen Effektenhändler ab. Die Emissionsabgabe auf 
der Schaffung von Eigenkapital schwankt stark, da sie vom Eigenkapitalbedarf der Unternehmen 
abhängt. Drittes Element ist der Prämienquittungsstempel, welcher auf bestimmten 
Versicherungsprämien erhoben wird und eine relativ stabile Entwicklung aufweist.  

Tabaksteuer: 2 010 Mio. 

Der Anteil der Tabaksteuer an den Einnahmen beläuft sich auf 2,4 Prozent. Besteuert werden die im 
Inland hergestellten und die eingeführten Tabakfabrikate und Ersatzprodukte. Die Erträge werden 
verwendet, um den Bundesbeitrag an die AHV mitzufinanzieren. Der Einnahmentrend weist seit 2012 
nach unten; die Einnahmen sinken jährlich um rund 2 Prozent.  

Übrige Fiskaleinnahmen: 7 166 Mio. 

Die übrigen Fiskaleinnahmen setzen sich hauptsächlich zusammen aus den Verkehrsabgaben (z.B. 
Schwerverkehrsabgabe oder Nationalstrassenabgabe), den Lenkungsabgaben (z.B.CO2-Abgabe), 
dem Netzzuschlag und den Einfuhrzöllen. Sie machen 8,6 Prozent der Einnahmen aus. Ab 2024 
werden die Einfuhrzölle auf Industrieprodukten aufgehoben; es bleiben noch die Zölle auf 
landwirtschaftlichen Produkten.  

Nichtfiskalische Einnahmen: 4 193 Mio. 

Der Anteil der nichtfiskalischen Einnahmen liegt bei 5,1 Prozent. Sie beinhalten unter anderem die 
Einnahmen aus Regalien und Konzessionen, wie beispielsweise die Gewinnausschüttungen der 
Schweizerischen Nationalbank an den Bund, für die ab 2024 nur noch 667 Millionen budgetiert werden 
(2022: 2 Mrd., davon 1,3 Mrd. ausserordentliche Zusatzausschüttungen). Zu den nichtfiskalischen 
Einnahmen zählen auch Entgelte (z.B. Wehrpflichtersatzabgabe), Kantonsbeiträge (z.B. 
Kantonsbeiträge am Bahninfrastrukturfonds), verschiedene Einnahmen (z.B. Liegenschaftseinnahmen) 
und Finanzeinnahmen (z.B. Zinseinnahmen). 

Investitionseinnahmen: 1 035 Mio. 

Die Investitionseinnahmen machen 1,2 Prozent der Einnahmen aus. Im Jahr 2024 stammen sie zu drei 
Vierteln aus Dividendenausschüttungen der Bundesbeteiligungen (u.a. SBB, Swisscom, Post, RUAG). 
Weitere Investitionseinnahmen werden aus der Rückzahlung von Darlehen, aus dem Verkauf von 
Sachanlagen und aus der Rückzahlung eigener Investitionsbeiträge erzielt.  
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Entwicklung ausgewählter Einnahmen 2024 

in Mio. CHF und % 

 

Im Jahr 2024 werden Einnahmen von 83,1 Milliarden erwartet. Im Vergleich zum Vorjahresbudget ist 
dies ein Wachstum von 2,1 Prozent oder 1,7 Milliarden. Das Wachstum ist im Wesentlichen 
zurückzuführen auf die Mehrwertsteuer (+1,8 Mrd., davon Mehrwertsteuererhöhung zugunsten AHV 
1,2 Mrd.) und die direkte Bundessteuer (+1,5 Mrd., davon Gewinnsteuer 1,1 Mrd.). Gedämpft wird das 
Einnahmenwachstum durch den tieferen Einnahmentrend bei der Verrechnungssteuer (-0,6 Mrd.) 
sowie den Wegfall der Zusatzausschüttung der SNB (-1,3 Mrd.). Die Schätzung für 2023 ist um 
2,2 Milliarden oder 2,7 Prozent tiefer als der Voranschlagswert 2023 (81,3 Mrd.). Dies ist hauptsächlich 
auf den Wegfall der Gewinnausschüttung der Schweizerischen Nationalbank zurückzuführen  
(VA23: 2 Mrd.). Im Vergleich zur aktuellen Schätzung für 2023 wachsen die Einnahmen 2024 um 
5,0 Prozent (+3,9 Mrd.). 
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Entwicklung der Einnahmen 2024 

in Mrd. CHF und % des BIP 

 

Die Einnahmen verzeichnen im Jahr 2024 gegenüber der Juni-Schätzung 2023 einen Zuwachs von 
5,0 Prozent. Das Einnahmenwachstum fällt damit höher aus als das Wachstum des nominalen 
Bruttoinlandprodukts (+3,0 %). Die Einnahmenquote steigt deshalb von 10,0 auf 10,2 Prozent des BIP. 
Auch in den Folgejahren steigt die Einnahmenquote in der Tendenz an. 
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Ausgaben nach Aufgabengebieten 2024 

Anteile in Prozent 

 

Soziale Wohlfahrt: 29 286 Mio. 

Das grösste Aufgabengebiet des Bundes ist die Soziale Wohlfahrt mit fast einem Drittel der Ausgaben 
(32,7 %). Diese Ausgaben sind rechtlich gebunden und damit mittelfristig kaum steuerbar. Die Hälfte 
der Ausgaben fliesst in die Altersversicherung (AHV). Dazu kommen die Bundesbeiträge an die 
Invalidenversicherung (IV), für die individuelle Prämienverbilligung, für die Ergänzungsleistungen an 
die AHV und die IV sowie die Ausgaben für die Migration. Das Ausgabenwachstum ist namentlich 
abhängig von der Entwicklung der Demografie, der Teuerung und der Löhne. Wegen der Alterung der 
Gesellschaft wachsen diese Ausgaben stark.  

Finanzen und Steuern: 13 355 Mio. 

Der Anteil der Finanzen und Steuern an den Ausgaben beträgt 14,9 Prozent. Das Ausgabenwachstum 
in diesem Bereich ist nur auf lange Frist beeinflussbar. Die Anteile an den Bundeseinnahmen 
beispielsweise sind in der Verfassung geregelt und hängen direkt von der Höhe der Einnahmen ab. Die 
Zinsausgaben ergeben sich aus der Verschuldung und der Entwicklung der Zinssätze. Schliesslich 
sind auch die Ausgaben für den nationalen Finanzausgleich im Gesetz geregelt. Damit soll 
sichergestellt werden, dass jeder Kanton genügend finanzielle Mittel hat, um seine Aufgaben 
wahrzunehmen.  

Verkehr: 11 999 Mio. 

Der Anteil des Verkehrs an den Ausgaben beläuft sich auf 13,4 Prozent. Die Verkehrsausgaben 
beinhalten die Ausgaben für den Schienenverkehr und öffentlichen Verkehr (71 %), für den 
Strassenverkehr (27 %) und für die Luftfahrt (2 %). Die Verkehrsausgaben werden vor allem über 
zweckgebundene Steuereinnahmen finanziert und sind deshalb zum grössten Teil gebunden. Sie 
fliessen vor allem in den Bahninfrastrukturfonds (BIF) sowie den Nationalstrassen- und 

32,7

14,9
13,4

9,3

7,7

4,2

4.0

13,8
Soziale Wohlfahrt 29 286 Mio.

Finanzen und Steuern 13 355 Mio.

Verkehr 11 999 Mio.

Bildung und Forschung 8 373 Mio.

Sicherheit 6 897 Mio.

Beziehungen zum
Ausland 3 772 Mio.
Landwirtschaft und
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Übrige Aufgaben 12 396 Mio.
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Agglomerationsverkehrsfonds (NAF). Über die beiden Verkehrsfonds werden Betrieb, Unterhalt und 
Ausbau der Verkehrsinfrastruktur finanziert. 

Bildung und Forschung: 8 373 Mio. 

Der Anteil des Aufgabengebiets Bildung und Forschung an den Ausgaben beträgt 9,3 Prozent. Etwa 
85 Prozent dieser Ausgaben werden über die mit der BFI-Botschaft 2021–2024 (BBl 2020 3681) 
beantragten Verpflichtungskredite und Zahlungsrahmen gesteuert. Im Jahr 2024 folgen die Ausgaben 
den Parlamentsbeschlüssen zur BFI-Botschaft 2021–2024, unter Berücksichtigung der Entscheide des 
Bundesrates zur Bereinigung des Voranschlags. In den Finanzplanjahren sind die Mittel gemäss 
Vernehmlassungsvorlage zur BFI-Botschaft 2025–2028 eingestellt. Die Schweiz ist gegenwärtig nicht 
an die EU-Forschungsprogramme assoziiert, weshalb umfassende Übergangsmassnahmen 
vorgesehen sind. Die frühestmögliche Assoziierung an das Horizon-Paket bleibt das Ziel. 

Sicherheit: 6 897 Mio. 

Die Sicherheit macht 7,7 Prozent der Ausgaben aus. Über 80 Prozent der Ausgaben entfallen auf die 
militärische Landesverteidigung. Im Zahlungsrahmen 2021–2024 war für die Ausgaben der Armee für 
Betrieb, Rüstung und Investitionen eine Wachstumsrate von real 1,4 Prozent eingeplant. Die nach 
Ausbruch des Ukraine-Kriegs überwiesenen Motionen verlangen (22.3367 SiK-N und 22.3374 SiK- S), 
dass die Armeeausgaben bis 2030 schrittweise auf 1 Prozent des BIP erhöht werden. Mit Blick auf die 
Lage des Bundeshaushalts hat der Bundesrat im Januar 2023 entschieden, die schrittweise Erhöhung 
bis ins Jahr 2035 vorzusehen (statt 2030).  

Landwirtschaft und Ernährung: 3 613 Mio. 

Rund 4,0 Prozent der Ausgaben sind für Landwirtschaft und Ernährung budgetiert. Davon entfallen 
rund drei Viertel auf die Direktzahlungen (2,8 Mrd.). Mit der Umsetzung der parlamentarische Initiative 
19.475 (Absenkpfade Risiken Pflanzenschutzmittel und Nährstoffverluste) sowie der 
Gesetzesänderungen zur Agrarpolitik 2022 (AP22+) werden in der aktuellen Planung bereits gefasste 
Beschlüsse des Parlaments umgesetzt. In einer weiteren Etappe zur Weiterentwicklung der 
Agrarpolitik soll ab 2030 der Fokus verstärkt auf das gesamte Ernährungssystem gerichtet werden. In 
der nächsten Agrarbotschaft 2026–2029 wird deshalb auf weitere Reformen verzichtet und dem 
Parlament werden nur die landwirtschaftlichen Zahlungsrahmen zur Verabschiedung unterbreitet. Die 
Mittel für die Landwirtschaft sinken im Budgetjahr 2024 wegen den Bereinigungsmassnahmen zur 
Einhaltung der Schuldenbremse. Ab 2024 bleiben sie nominal nahezu konstant. 

Beziehungen zum Ausland: 3 772 Mio. 

Die Ausgaben für die Beziehungen zum Ausland belaufen sich auf 4,2 Prozent der budgetierten Mittel. 
Über drei Viertel der Ausgaben werden für die Entwicklungszusammenarbeit aufgewendet. Der Rest 
entfällt zum grösseren Teil auf die politischen Beziehungen, also unter anderem auf die diplomatischen 
und konsularischen Vertretungen der Schweiz sowie auf Ausgaben zugunsten von internationalen 
Organisationen. Der Bundesrat legt alle vier Jahre die strategische Ausrichtung der internationalen 
Zusammenarbeit (IZA) fest. Das EDA und das WBF haben den erläuternden Bericht zur 
internationalen Zusammenarbeit 2025–2028 am 9.6.2023 in die öffentliche Konsultation gegeben.  

Übrige Aufgabengebiete: 12 396 Mio. 

Die übrigen fünf Aufgabengebiete (Institutionelle und finanzielle Voraussetzungen, Kultur und Freizeit, 
Gesundheit, Umweltschutz und Raumordnung, Wirtschaft) machen 13,8 Prozent der Ausgaben aus.  
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Entwicklung ausgewählter Ausgaben nach  
Aufgabengebieten 2024 

in Mrd. CHF und % 

 

Die Ausgaben belaufen sich im Voranschlag 2024 auf 89,7 Milliarden. Gegenüber dem Voranschlag 
2023 (86,2 Mrd.) steigen die Ausgaben trotz Bereinigungsmassnahmen um 4,1 Prozent (3,5 Mrd.) und 
damit fast doppelt so stark wie die Einnahmen (2,1 %). Darin enthalten sind Ausgaben von 
6,4 Milliarden, die als ausserordentlicher Zahlungsbedarf beantragt werden (VA23: 5,7 Mrd.). Neben 
den Ausgaben für die Schutzsuchenden aus der Ukraine (1,2 Mrd.) und für den Rettungsschirm an die 
Strombranche (4 Mrd.), welche bereits 2023 als ausserordentliche Ausgaben budgetiert worden sind, 
ist im Jahr 2024 zusätzlich ein einmaliger Kapitalzuschuss zur finanziellen Stabilisierung der SBB 
eingestellt (1,2 Mrd.). Unter Ausklammerung der ausserordentlichen Ausgaben wächst der Haushalt 
mit 3,6 Prozent (2,9 Mrd.), etwas schneller als die Wirtschaft (nominelles BIP 3,0 %). 
Wachstumsschwerpunkte bilden die Aufgabengebiete soziale Wohlfahrt (Bundesbeiträge an die AHV 
und die individuelle Prämienverbilligung: +1,5 Mrd. und +0,3 Mrd.) sowie Finanzen und Steuern 
(Schuldzinsen und Anteile Dritter an Bundeseinnahmen: je +0,5 Mrd.). 
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Entwicklung der Ausgaben 2024 

in Mrd. CHF und % des BIP 

 

Die Ausgaben wachsen im Jahr 2024 um 4,1 Prozent. Da das nominale Bruttoinlandprodukt nur um 
3,0 Prozent wächst, steigt die Ausgabenquote des Bundes von 10,4 auf 10,5 Prozent des BIP. In den 
Folgejahren geht die Ausgabenquote wieder zurück, da die ausserordentlichen Ausgaben wegfallen. 
Die Ausgabenquote ist ein grober Indikator für das Ausmass der Tätigkeiten des Bundes im Verhältnis 
zur Gesamtwirtschaft.  
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Entwicklung der Wirtschaftsleistung 

Veränderungsraten BIP real und nominal (in %, kalender- und sportevent-bereinigt) 

 

Quellen:  
2018–2022: Staatssekretariat für Wirtschaft (SECO) 
2023-2024: Schätzung Expertengruppe Konjunkturprognosen vom 15.6.2023 
2025–2027: Prognosen gemäss Botschaft zum Voranschlag 2024 mit IAFP 2025-2027 vom 23.8.2023 

 
Der Voranschlag 2024 basiert auf den Konjunkturprognosen der Expertengruppe des Bundes vom 
15.6.2023. Vor dem Hintergrund der international hohen Teuerungsraten wird für 2023 weiterhin eine 
restriktive Ausrichtung der internationalen Geldpolitik erwartet, was die globale Nachfrage bremst. Die 
tiefe Weltnachfrage und die steigenden Zinsen dämpfen wiederum die Investitionstätigkeit in der 
Schweiz. Der private Konsum hingegen dürfte sich vorerst noch positiv entwickeln, gestützt durch 
einen starken Arbeitsmarkt. Für 2023 wird ein unterdurchschnittliches reales, sportevent-bereinigtes 
Wirtschaftswachstum von 1,1 Prozent erwartet. Im Jahr 2024 dürfte eine Erholung einsetzen; es wird 
ein Wirtschaftswachstum von 1,5 Prozent erwartet. 

Die Teuerung hat sich international bis Mitte 2023 aufgrund rückläufiger Energiepreise zurückgebildet. 
Die Kerninflation ist aber nur wenig zurückgekommen. Auch in der Schweiz ist die Teuerung wegen 
den tieferen Energiepreisen gesunken, dagegen hat sich die Teuerung bei den Dienstleistungen 
erhöht. Für das Jahr 2023 wird für die Schweiz von einer Inflation von 2,3 Prozent ausgegangen. Im 
Jahr 2024 dürfte die Inflation mit 1,5 Prozent wieder unter 2 Prozent liegen und damit innerhalb des 
Zielbands der SNB für Preisstabilität. Für das nominelle Bruttoinlandprodukt ergibt sich ein Wachstum 
von 3,2 Prozent (2023) und 3,0 Prozent (2024). 

Zur Erreichung der Preisstabilität dürften die kurzfristigen Zinsen hoch bleiben bzw. noch weiter 
ansteigen (2023: 1,5 %; 2024: 1,9 %), ebenso wie die Zinssätze für zehnjährige Bundesobligationen 
(2023: 1,2 %; 2024: 1,3 %). 
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Die konjunkturelle Abkühlung dürfte sich mit Verzögerung auch auf den Arbeitsmarkt auswirken. Für 
2023 wird eine Arbeitslosenquote von 2,0 Prozent erwartet, gefolgt von 2,3 Prozent im Jahr 2024. 

Die Risiken für die konjunkturelle Entwicklung sind ausgeprägt. Die Inflation könnte sich international 
als dauerhafter erweisen und eine restriktivere Geldpolitik erfordern, was die globale Nachfrage weiter 
bremsen würde. Schliesslich besteht weiterhin das Risiko einer Energiemangellage im kommenden 
Winter 2023/2024. 
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Der Bundeshaushalt aus Sicht der  
Schuldenbremse 

In Mrd. CHF 

 

Im Jahr 2024 dürfte die Schweizer Wirtschaft noch nicht voll ausgelastet sein. Der Konjunkturfaktor, 
der ein Mass für die Auslastung der Wirtschaft ist, beträgt 1,006 und zeigt damit eine Unterauslastung 
der Wirtschaft um 0,6 Prozent an. Um die tieferen Steuereinnahmen auszugleichen lässt die 
Schuldenbremse deshalb im ordentlichen Haushalt ein konjunkturbedingtes Finanzierungsdefizit von 
497 Millionen zu (Ausgabenplafond > ordentliche Einnahmen). Dieses wird fast vollständig in Anspruch 
genommen; es bleibt ein Handlungsspielraum von nur 4 Millionen (budgetierte Ausgaben < 
Ausgabenplafond). Die Schuldenbremse wird somit im Budget 2024 eingehalten.  

In den Finanzplanjahren dürfte sich die Wirtschaft erholen. Die Schuldenbremse lässt deshalb nur 
2025 ist noch ein konjunkturbedingtes Finanzierungsdefizit zu. Die ordentlichen Ausgaben steigen 
jedoch stark an. Daraus resultieren in den Finanzplanjahren strukturelle Finanzierungsdefizite. Die 
Schuldenbremse wird deshalb aus heutiger Sicht ab 2025 nicht mehr eingehalten. Der 
Bereinigungsbedarf steigt bis 2027 auf 1,2 Milliarden an. Dies trotz der im Frühjahr 2023 
beschlossenen umfangreichen Bereinigungsmassnahmen und der Vorlage zum Entlastungspaket 
2025, welche in den Zahlen bereits enthalten sind. 

Die Schuldenbremse erlaubt in Ausnahmefällen wie beispielsweise der Corona-Pandemie oder bei der 
sehr hohen Anzahl von Schutzsuchenden aus der Ukraine temporär zusätzliche Ausgaben, die nicht 
unter die Beschränkung für ordentliche Ausgaben fallen. Im Voranschlag 2024 sind ausserordentliche 
Ausgaben für die Schutzsuchenden aus der Ukraine (1,2 Mrd.), einen einmaligen Kapitalzuschuss für 
die SBB (1,2 Mrd.) sowie den Rettungsschirm für die Elektrizitätswirtschaft (4,0 Mrd.) enthalten. Der 
Rettungsschirm ist als Kreditlinie ausgestaltet und muss bei einem allfälligen Bezug wieder 
zurückbezahlt werden. In den Finanzplanjahren fallen die ausserordentlichen Ausgaben schrittweise 
weg. 
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AUSGLEICHS- UND AMORTISATIONSKONTO 

Die Kontrollstatistiken der Schuldenbremse werden anhand der effektiven Ergebnisse im 
Rechnungsabschluss nachgeführt. Resultiert im ordentlichen Haushalt ein struktureller 
Finanzierungsüberschuss, wird dieser aktuell dem Amortisationskonto gutgeschrieben (FHG-Revision 
zum Abbau der coronabedingten Verschuldung; in Kraft seit 1.2.2023). Ein strukturelles 
Finanzierungsdefizit wird dem Ausgleichskonto belastet. 

Der Fehlbetrag des Amortisationskontos dürfte aufgrund der ausserordentlichen Ausgaben in den 
Jahren 2023 und 2024 weiter zunehmen. Die ausserordentlichen Einnahmen und die möglichen 
strukturellen Überschüsse aus dem ordentlichen Haushalt (im langjährigen Durchschnitt rund 1 Mrd.) 
bremsen jedoch den Anstieg. 

Mit dem Rechnungsabschluss 2023 werden die Saldi von Ausgleichs- und Amortisationskonto an die 
am 1.1.2022 in Kraft getretenen Änderungen des Finanzhaushaltgesetzes angepasst. Dabei geht es 
insbesondere um Rückstellungen und zeitliche Abgrenzungen, die ab 2023 unter die Schuldenbremse 
fallen. Die Anpassungen werden dem Parlament mit dem Bundesbeschluss zur Staatsrechnung 2023 
unterbreitet. 
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Entwicklung der Nettoschulden 

In Mrd. CHF und % BIP 

 

Die Nettoschulden dürften im Jahr 2024 aufgrund des erwarteten Finanzierungsdefizits um 
2,6 Milliarden auf 142,5 Milliarden zunehmen – dies unter der Annahme, dass der Rettungsschirm für 
die Axpo Holding AG (2023-2026 je 4 Mrd.) nicht beansprucht wird. Die Nettoverschuldung wird auch 
durch Transaktionen direkt im Eigenkapital beeinflusst. Diese werden jedoch nicht budgetiert. 

Die Nettoschuldenquote dürfte im Jahr 2024 auf 17,4 Prozent sinken (VA2023: 17,6 %), weil das 
Wachstum der Nettoschulden (+1,9 %) kleiner ausfällt als dasjenige des nominellen 
Bruttoinlandprodukts (3,0 %). 

 

DEFINITION DER «NETTOSCHULDEN»  

Die Definition der Nettoschulden ist breiter gefasst als die Bruttoschulden gemäss Maastricht-
Definition. Auf der Passivseite ist das gesamte Fremdkapital berücksichtigt (inkl. Rückstellungen und 
übriges Fremdkapital). Die Nettoschulden, bestehend aus Fremdkapital abzüglich Finanzvermögen, 
ermöglichen eine direkte Herleitung der Neuverschuldung über den Finanzierungssaldo. 
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